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629 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betr. die Abänderung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes vom 28. Dezember 1921 (Geſetzbl. 1922 S. 24). 
Vom 2. 11. 1923. 
Einziger Artikel. 

8 4 des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes vom 28. Dezember 1921 (Geſetzbl. 1922 S. 24) wird wie 
folgt abgeändert: 

Die Steuer beträgt für die Dauer eines Jahres für 

1. Krafträder und zwar 


SIT ˙ʃL ²Ü—? 2 Goldmark 
b) ſonſtige Krafträder bis 1,5 Pferdeſtärken 9 
von 1,5 bis 3 Pferdeſtärker n 25 5 
e H, a E E ER 89 
a 88 7 235 ͤ ͤ TE A 1 
„ mehr als 4 Pferdeftärfen a 8 R une. 50 T 


2. Perſonenkraftwagen mit Ausnahme der Kraftomnibuſſe für jede Pferdeſtärke oder einen 
Teil davon x 


von den erſten 8 Pferdeſtärken je - - 20 Goldmark 
„ „ nächſten 4 Pferdeſtärken (9 bis )) e 
„ jeder weiteren Pferdeſtärke je eee 


3. Kraftomnibuſſe, Laſtkraftwagen, Zugmaſchinen ohne Güterladeraum und Anhängewagen bei 
einem Eigengewicht des betriebsfertigen Fahrzeuges 


J.... TA 30 Goldmark 
über 500 kg bis 1000 kg... 8 
ff e 3 
„%%% (VA nn Han ea I 
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„ 3500 SED a 1 A OT a We 
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(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 25. 11. 1928). 


(Skan. S. 615) wird der im Artikel II 
ebührenſätze wie folgt geändert: 


L 


@ 


20 


Auf Grund des Artikels III des Geſetzes über ſtandesamtliche Gebühren vom 16. Mai 1923 
jenes Geſetzes veröffentlichte Gebührentarif hinſichtlich der 


I. Gebührenfrei find die nach 8 54 des Perſonenſtandsgeſetzes oder zum Zwecke der Taufe oder 


Die Steuer beträgt für die Dauer von 6 Monaten /, für die Dauer von 2 Monaten 
Jahresſteuer. Für die Entrichtung der Jahresſteuer! auf! 
Der Finanzrat hat dem Geſetz verſaſſungsgemäß zugeſtimmt. R.L 
Danzig, den 2, November 1923. E 
E Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


7 Verordnung 
betreffend ſtandesamtliche Gebühren. Vom 12. 11. 1923. 


i Gebührentarif. 


Beerdigung erteilten Beſcheinigungen. 
II. An Gebühren kommen in Anſatz: 


1. 


2. 


GD =d cB 


Für Vorlegung der Regiſter zur Einſicht und zwar für jeden Jahrgang 
für mehrere Jahrgänge zuſammen jedoch höchſten s. 
für jeden beglaubigten Auszug aus den Regiſtern mit Einſchluß der 
Schreib gebühren 82 
bezieht ſich der Auszug auf mehrere Eintragungen und erfordert derſelb 
das Nachſchlagen von mehr als einem Jahrgang oder Regiſter, für jeden 
weiteren nachzuſchlagenden Jahrgang noaokurr g 


. . ee ? 


„für die nachträgliche Beiſchreibung eines Randvermerks auf einem Auszug 


Wird die Beiſchreibung mehrerer Vermerke auf demſelben Auszug 
gleichzeitig beantragt, ſo wird die Gebühr nur einmal erhoben. 


. für ein zweites und jedes weitere Stück eines Auszuges oder für eine 


zweite und weitere Beiſchreibung desſelben Randvermerks, wenn ſie 
gleichzeitig beantragt werdee n.. r 


für die Entgegennahme des Antrages auf Anordnung des Aufgebots . . 


Iſt eine Bekanntmachung des Aufgebots im Ausland erforderlich 
oder kommt ausländiſches Recht zur Anwendung, ſo kann die Gebühr 
bis auf 30 Gulden erhöht werden. Z 

Hat eine Aufgebotsverhandlung nicht jtattgefunden, ſo wird die Gebühr 
(Abſ. 1, 2) für die Eheſchließung erhoben. N 


für die Abnahme einer eidesſtattlichen Verſicherung nach 8 45 Abſ. 4. 
für die Beſcheinigung nach ·ũ:ꝛͥuuuuh e . SAMEN SL 
für die ſchriftliche Ermächtigung nach 8 1321 des Bürgerlichen Geſetzbuches, 


wenn fie nicht gleichzeitig mit der Beſcheinigung nach § 49 beantragt wird 


. für die Eheſchließung vor einem anderen Standesbeamten als demjenigen, 


welcher das Aufgebot angeordnet halle. 


für die Eheſchließung, die außerhalb des Amtsraumes oder der Dienſt⸗ 


ſtunden erfolgt, außer wenn ein Verlobter wegen Krankheit nicht erſcheinen 
kann, zufäͤtzlic ttt RE HE RAR REE T E 


0,65 Gulden 
480 : 
Gab 
0,65 ** 
. 
0,65 " 


die Hälfte der 


Gebühr nach Nr. 2,3. 
3, — Gulden 
2,.— X 
1.— Ñ 
0,65 S 
S n 
10,— n 


1/, der 
können auf Antrag Teilzahlungen bewilligt werden. 


ee 122 | 
Als bare Auslagen (8 16 Abſ. 1, 2) werden nur erhoben Poſt⸗, Fernſprech⸗ und Fernſchreib⸗ 
gebühren, die Vergütung für einen bei der Aufgebotsverhandlung oder bei der Eheſchließung zugezogenen 
Dolmetſcher ſowie bei einer Eheſchließung außerhalb des Amtsraumes oder der Dienſtſtunden Tagegelder 
und Fahrkoſten des Standesbeamten. Wird ein Schreiben nicht durch die Poſt, ſondern durch einen 
Boten beſtellt, ſo kann für die Beſtellung ein Betrag bis zur fünffachen Höhe der Poſtgebühren 
erhoben werden. 
Dieſe Verordnung tritt 3 Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 12. November 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


631 Verordnung 
betreffend Abänderung der unter dem 4. Mai 1904 ergangenen Preußiſchen Ausführungsanweiſung 
zur Gewerbeordnung (Beilage zu Nr. 9 des § M Bl. 123) in der zur Zeit geltenden Faſſung. 
Vom 8. 11. 1923. 
1. In Ziffer 119 Abſatz 2 — zu Titel VI C — werden die Worte „1,50 M“ erſetzt durch 
„1,75 Gulden“ und die Worte „3 Mark“ erſetzt durch „3,50 Gulden“. 
2. In Ziffer 190 — zu Titel VII C — werden die Worte „bis zum Betrage von 50 Pfennigen“ 
erſetzt durch „bis zum Betrage von 1 Gulden“. 
Danzig, den 8. November 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


632 Allgemeine Verfügung 
p über die Gebühren der Dorfgerichte. Vom R. 11. 1923. 
Unter Aufhebung der Allgemeinen Verfügung vom 7. Mai 1923 — Umdruck Nr. 41/23 — wird die 
Allgemeine Verfügung des Preußiſchen Juſtizminiſtersvom 22. Dezember 1899 — Juſt.⸗Min.⸗Bl. S. 806 — 


in der urſprünglichen Faſſung wieder hergeſtellt mit der Maßgabe, daß ſtatt „Mark“ in allen Fällen 
„Gulden“ tritt und die Pfennigbeträge als Danziger Pfennige zu verſtehen ſind. 


Danzig, den 8. November 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


633 Jagdſcheingebühren. 


Gemäß Geſetz vom 13. Juni 1923 wird die Abgabe für Jagdſcheine mit Wirkung bom 
1. November d. Is. ab 


Feine anununn nn 20 Gulden, 
für Tagesjagdſcheine auf 4 5 
für Doppelausfertigungen auf » » » > 2 2 2 E e TET 2 


eſtgeſetzt. 
Be Die Verordnung vom 31. Juli 1923 (Staatsanz. I 1923 S. 493) tritt außer Kraft. 
Danzig, den 12. November 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Ziehm. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


| GE aan, e Sr d. see 
Y 3% N 85 a RAES Ar, 
\ I E n. BUT a Ra 0 
ER 6 EL ia ders 
J 1 l E 84 MNT 1958 - um Re La 
| ea ad Ka H er 


0 134, 4 858. E, 


U K 
ya 


doaz E n 15 
W. TR | 
Ç OU BE T 


Wr T 


x und OR ee Rote init p mt PE Br P 
ned LAA ab nd am T L e ge 15 HET 3 
l 5 RR 
335 S x S er e PE S — S ba * MU A 1 50 5 
H 02H gi Efn Kun Fa ER 1 


7 CE m L E l T RUZ RT Hg T RER ES 
SER 9% Ç „ . e kaa x 2 0 L POS 


k SCH ach: 
Y AN Vu 7 5 415 E 
280 L e u, s 


er BE HEN 0 Rd 


. 


een 


ee, Jiss li S G A 


a 7015 — — * 
U S LRE 


g HR u PS ne TE P 785 c 8 cé 
1 1 (T e C 6 Fr 


